
Bekanntmachung vom 01. Juni 2022 
 
 
Bekanntgabe des Ergebnisses der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 7 Abs. 1 i. V. m. § 5 Abs. 2 UVPG) 
 
Die Stadt Friedrichshafen beantragt die Neuerteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis für die 
Kläranlage Friedrichshafen zur Einleitung von gereinigtem Abwasser in den Bodensee.  
 
Da dieses Vorhaben in den Anwendungsbereich des UVPG fällt, wurde eine allgemeine 
Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 Abs. 1 UVPG i. V. m. Nr. 13.1.2 der Anlage 1 zum UVPG 
durchgeführt. 
 
Im Rahmen der Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte Vorhaben keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Im Rahmen der überschlägigen Prüfung durch die allgemeine Vorprüfung unter 
Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien wurde festgestellt, das 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen von der Neuerteilung der wasserrechtlichen 
Erlaubnis für die Kläranlage Friedrichshafen zur Einleitung von gereinigten Abwasser in den 
Bodensee nicht zu erwarten sind und somit für das Vorhaben keine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar. 
 
Friedrichshafen, 01. Juni 2022 
 
Landratsamt Bodenseekreis 


